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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 94 Ausgegeben Danzig, den 23. Dezember 1933 


Inhalt: Zweite Verordnung zur Abänderung der Dritten Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 


276 Zweite Verordnung 
zur Abänderung der Dritten Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 22. September 1933. 
Vom 21. Dezember 1933. 
Auf Grund des $ 1 Stelle 61 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 


Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird die Dritte Rechtsverordnung über die Senkung von 
Zinſen vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 441) wie folgt mit Geſetzeskraft geändert: 
Teil 1 
1. Im 8 13 Zeile 1 it hinter das Wort „Forderungen“ in Klammern zu ſetzen: 
„(Hypotheken)“. 
2. $ 13 erhält folgenden Abſatz 2: 

„Soweit Forderungen der in Abſ. 1 bezeichneten Art dadurch geſichert worden ſind, daß der 
Kreditnehmer eine ihm zuſtehende Hypothek an einem fremden Grundſtück dem Kreditgeber zur 
Sicherung der Forderung verpfändet oder abgetreten hat, unterliegt die Hypothek der Zins⸗ 
ſenkung.“ 

3. Im $ 15 Abſ. 1 wird hinter Satz 1 folgende Vorſchrift als Satz 2 eingefügt: 
„Dies gilt nicht für Forderungen (Hypotheken), die bereits vor oder am 1. Oktober 1933, 
gleichgültig aus welchem Grunde, fällig geworden ſind, es ſei denn, daß die Fälligkeit die Folge 
einer unpünktlichen Zahlung der Zinſen, Tilgungsbeträge oder Verwaltungskoſtenbeiträge iſt, und 
die rüditändigen Beträge bis zum 31. März 1934 nachgezahlt werden.“ 

4. § 21 erhält folgenden Abſatz 2: 

„Das Geſetz über die Fälligkeit der Verzinſung von Ausgleichshypotheken vom 26. Juni 1931 
(G. Bl. S. 575) findet hinſichtlich der in dieſer Verordnung behandelten Grundſtücke keine An⸗ 
wendung. Soweit bei Ausgleichshypotheken gemäß 8 11 des Aufwertungsgeſetzes vom 28. Sep⸗ 
tember 1926 (G. Bl. S. 285) ausländiſches Recht Anwendung findet, behält es dabei ſein Be⸗ 
wenden.“ 

Teil II 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


277 Zweite Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe 
vom 22. September 1933. 
Vom 21. Dezember 1933. 


Auf Grund des $ 1 Stelle 61 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 278) wird die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaft⸗ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 31. 12. 1933.) 


827 18) 


lichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 (G. Bl. S. 444) wie folgt mit Geſetzeskraft ge⸗ 
ändert: 


% 


Teill 
Im 8 4 Abf. 1 wird hinter Stelle 1 folgende Stelle 1 a eingefügt: 
„La) Klagen auf Leiſtung aus Anſprüchen im Sinne der SS 13 bis 24, mit Ausnahme der im 
§ 23 Abſ. 1, Satz 2 und 3 bezeichneten Forderungen.“ 


Im 8 5 wird als Stelle 4 eingefügt: 


„4. wenn die Vorausſetzungen des 8 1 nicht gegeben ſind.“ 


„8 7a 
Stellt ſich nach Einleitung des Entſchuldungsverfahrens heraus, daß der Antragſteller nicht 
oder nicht mehr Eigentümer des zu entſchuldenden Grundſtückes iſt, ſo kann der Beſchluß auf Ein⸗ 
leitung des Verfahrens mit der Maßgabe aufgehoben werden, daß die Einleitung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens als nicht erfolgt gilt.“ 


„Als $ 7a wird eingefügt: 


„Im $ 13 Ab. 1 iſt hinter den Worten „ermäßigt ſich“ einzufügen: 


„und zwar ohne Rückſicht auf ihre Fälligkeit“. 


Im 8 16 Abf. 1 iſt hinter Satz 1 als Satz 2 folgende Vorſchrift einzufügen: 


„Das gleiche gilt für Hypotheken (Grundſchulden) einſchließlich der ihnen zugrunde liegenden 
Forderungen, die lediglich mit Rückſicht auf die Höhe des Zinsſatzes der Zinsſenkung nicht unter⸗ 
liegen.“ 


Hinter 8 16 iſt als $ 16 a folgende Vorſchrift einzufügen: 


„s 16 a 
Bei Hypotheken und Grundſchulden, die Bauſparkaſſen zuſtehen, dürfen die jährlichen Geſamt⸗ 
leiſtungen des Schuldners an Zinſen, Tilgungsbeträgen und Verwaltungskoſten für erſtwertige Hy⸗ 
potheken (Grundſchulden) 4°/, %, für zweitwertige Hypotheken (Grundſchulden) 3 ¼ 9% nicht über⸗ 
ſteigen.“ - 
Im 8 17 Abſ. 1, Satz 2 iſt hinter dem Wort „Verwaltungskoſtenbeiträge“ einzufügen: 
„die für die Zeit nach dem 1. Oktober geſchuldet werden“. 


„Im 8 27 Zeile 4 iſt hinter dem Wort „Sicherungsübereignung“ einzufügen: 


„oder Sicherungsabtretung“. 
§ 28 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Die Staatliche Treuhandgeſellſchaft erwirbt mit Beendigung des Verfahrens (§ 34) einen 
Anſpruch auf Befriedigung aus dem Grundſtück dahin, daß für den Geſamtbetrag der auf ſie über⸗ 
gegangenen Verbindlichkeiten eine Jahresleiſtung von 2 vom Hundert in vierteljährlichen, bis zum 
Dritten jeden Kalendervierteljahres fällig werdenden Nachtragsraten vom 1. Januar 1934 ab zu ent⸗ 
richten iſt. Von dieſer Jahresleiſtung wird 1 vom Hundert zur Verzinſung und 1 vom Hundert 
bis zum 31. Dezember 1934 als einmaliger Unkoſtenbeitrag, von da ab als Tilgungsbetrag ver⸗ 
wandt, und zwar mit der Maßgabe, daß die Zinſen, ſoweit ſie nicht zur Verzinſung der am 
Schluſſe jeden Kalenderjahres vorhandenen ungetilgten Reſtſchuld verbraucht werden, gleichfalls zur 
Tilgung verwandt werden. Die im Laufe eines Kalenderjahres eingezahlten Tilgungsbeträge ſind 
jeweils zum Schluſſe des Kalenderjahres auf das Kapital zu verrechnen. Iſt der Grundſtückseigen⸗ 
tümer mit zwei Vierteljahresraten der Jahresleiſtung ganz oder teilweiſe in Verzug, ſo wird der 
geſamte Reſt fällig.“ 


. Im 5 38 Abſ. 1 iſt als Stelle 9 einzufügen: 


„9. die Aufhebung des Entſchuldungsverfahrens (8 7a)“. 


„8 45 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


„Das Geſetz über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken vom 26. Juni 
1931 (G. Bl. S. 575) findet hinſichtlich der in dieſer Verordnung behandelten Grundſtücke keine 
Anwendung. Soweit bei Ausgleichshypotheken gemäß § 11 des Aufwertungsgeſetzes vom 28. Sep⸗ 
tember 1926 (G. Bl. S. 285) ausländiſches Recht Anwendung findet, behält es dabei ſein Be⸗ 
wenden.“ s 

Teil II 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


